
„Schüler- und Auszubildendentik-
ket zügig einführen – Jugendliche
und Eltern entlasten“, so lautete ein
Beschluss – getragen von den Frak-
tionen der Koalition und der CDU! –,
den der Landtag am 26. November
gefasst hat. In der Debatte hatte die
Ministerin für Infrastruktur und
Landwirtschaft, Birgit Keller (LIN-
KE), darauf hingewiesen, dass
Schüler und Auszubildende mit dem
ÖPNV (Öffentlichen Personennah-
verkehr) „bereits jetzt thüringen-
weit preiswerter fahren. Wenn sie
Wochen-, Monats- oder Jahreskar-
ten erwerben, erhalten sie 25 Pro-
zent Rabatt gegenüber den Jeder-
mannpreisen. Diese Mindereinnah-
me gleicht das Land den Verkehrs-
unternehmen aus“.

Da die Realisierung eines thüringen-
weiten Azubitickets noch etwas Zeit in
Anspruch nehmen werde, „um aber
kurzfristig Abhilfe schaffen zu können“,
wies die Ministerin auf die Richtlinie
über Zuschüsse an Berufsschüler hin.
Danach können „nicht nur Fahrtkosten
erstattet, sondern auch Zuschüsse für
Unterbringung und Verpflegung, und
das an einen zukünftig erweiterten
Kreis von Anspruchsberechtigten, ge-
währt werden. Eine Änderung der
Richtlinie mit Wirkung ab dem Jahr
2016 ist bereits vorbereitet. Geplant
ist, den Kreis der Anspruchsberechtig-
ten erheblich zu erweitern“.

Die ausbildungspolitische Spreche-
rin der Linksfraktion, Kati Engel, hatte
in ihrer Rede auf den Ausgangspunkt
der Debatte hingewiesen, nämlich den
Antrag der CDU-Fraktion mit der Auf-
forderung an die Landesregierung, ein
Konzept zur Einführung eines vergün-
stigten, thüringenweit einheitlichen
Schüler- und Auszubildendentickets zu
entwickeln. Die Abgeordnete sagte:
„Die LINKE unterstützt natürlich die-
sen Antrag, denn es ist ja unserer. Die

CDU hat nämlich fast wortgenau den
Antrag der Fraktion DIE LINKE von
2014 eingereicht. Wir brauchen in Thü-
ringen ein Auszubildendenticket. Darin
sind wir uns einig. Denn bisher besteht
für Auszubildende weder ein gesetzli-
cher Anspruch auf Beförderung noch
auf Erstattung ihrer Fahrtkosten. In
den Verkehrsverbünden sind lediglich
unterschiedliche Angebote für Schüler-
und Azubi-Monatskarten vorhanden,
die aber meist nicht wesentlich günsti-
ger sind, zumal auch diese Kosten in
der Regel allein von den Schülern und
Auszubildenden aufgebracht werden
müssen. Durch den demografischen
Wandel sind wir konfrontiert mit einer
abnehmenden Anzahl von Klassen und
Schulen. Das hat zur Folge, dass die
Wege zwischen Wohnort und Berufs-
schule für Auszubildende immer länger
werden, während gleichzeitig ihre Aus-
gaben für Fahrt- und Unterbringungs-
kosten stetig steigen.“

Kostenrückerstattung 
gestaffelt nach Höhe 
der Ausbildungsvergütung

In der Vergangenheit seien wieder-
holt Fälle bekannt geworden, in denen
sowohl Schüler als auch Auszubilden-
de den Schulort oder den Ausbildungs-
gang gewechselt haben, weil für sie die
Fahrtkosten nicht zu bewältigen waren
oder aber der Schul- oder Arbeitsort zu
schlecht mit dem öffentlichen Perso-
nennahverkehr zu erreichen war. Dabei
beschränke sich die gerade für junge
Menschen wichtige Mobilität nicht auf
den Bereich Schule und Ausbildung,
sondern sie wirke auch in Freizeit und
Familie hinein, und dies vor allem im
ländlichen Raum. Kati Engel weiter:
„Außerdem ist eine bessere Unterstüt-
zung Auszubildender auch ein wichti-
ger Punkt, um die Ausbildungsattrakti-
vität in Thüringen zu stärken, Abbrüche
zu vermeiden und der Abwanderung
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Treffen kommunaler
Amtsträger

Die Abgeordneten der Koaliti-
onsfraktionen Christian Schaft
(DIE LINKE), Eleonore Mühlbauer
(SPD) und Olaf Müller (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN) verhinderten am
10. Dezember im Ausschuss für
Wirtschaft und Wissenschaft des
Thüringer Landtages, dass der
AfD-Mitarbeiter Torben Braga an
der Ausschusssitzung teilnehmen
konnte. Braga sei bereits in seiner
Funktion als AfD-Praktikant als
störender Teilnehmer in Gremien-
sitzungen aufgefallen. Zu Beginn
der Ausschusssitzung wurde er
schließlich auf Initiative der Koaliti-
onsfraktionen und auf Empfehlung
der Landtagsverwaltung durch die
Mehrheit der Ausschussmitglieder
von der Sitzung ausgeschlossen.

Die AfD hat Herrn Braga gemäß
seinem Arbeitsvertrag in der Ent-
geltgruppe 1 eingeordnet. Diese
ist für einfachste Unterstützungs-
tätigkeiten vorgesehen. Nach Auf-
fassung der Landtagsverwaltung
steht die vorgenommene Eingrup-
pierung im klaren Widerspruch zur
Aufgabe der im Ausschuss bera-
tend wirkenden Fraktionsmitarbei-
terinnen und -mitarbeiter, welche
eine wissenschaftliche Betätigung
darstellt. Der Ausschuss folgte die-
ser Argumentation und verwies zu-
dem auf die Unverantwortlichkeit
der AfD, hier prekäre Beschäfti-
gung zu fördern.                           

Anknüpfend an eine mittlerweile gu-
te Tradition trafen sich knapp 20
haupt- und ehrenamtliche kommunale
Amtsträger Anfang Dezember auf Ein-
ladung der Vorsitzenden der Fraktion
DIE LINKE im Thüringer Landtag, Su-
sanne Hennig-Wellsow, zu einer zwei-
tägigen Arbeitstagung in Elgersburg.

Dabei wurden intensiv die Ergebnis-
se des ersten Jahres der rot-rot-grünen
Landesregierung insbesondere mit
Blick auf die Auswirkungen auf die
kommunale Ebene ausgewertet und
diskutiert. 

Weitere inhaltliche Schwerpunkte
des Treffens waren die bislang vorlie-
genden Ergebnisse der Beratungen
des Doppelhaushaltes für die Jahre
2016/17, die Neustrukturierung des
Kommunalen Finanzausgleichs, der
derzeit breit in der öffentlichen Diskus-
sion stehende Entwurf eines kommu-

junger Fachkräfte entgegenzuwirken.“
Bei der neuen Richtlinie seien „An-
tragsberechtigte nicht mehr nur Auszu-
bildende, die von sozialer Härte betrof-
fen sind, denn eine Kostenrückerstat-
tung erfolgt nun gestaffelt nach der
Höhe der Ausbildungsvergütung. Auch
Auszubildende, die keinen Blockunter-
richt besuchen, haben nun das Recht,
einen Antrag zu stellen. Die Mindest-
fahrzeit wurde von täglich vier Stunden
auf zwei Stunden halbiert. Damit wur-
de der Kreis der Antragsberechtigten
enorm ausgeweitet. Außerdem können
Anträge jetzt bereits nach drei Mona-
ten gestellt werden, ohne das als Här-
tefall begründen zu müssen.“

Auch die verkehrspolitische Spre-
cherin der Linksfraktion, Dr. Gudrun
Lukin, ergriff in der Debatte das Wort
und sagte mit Bezug auf das Semester-
ticket für Studenten, dass Azubis leider
„weder eine Form eines Studenten-
werks haben, das Verhandlungspart-
ner gegenüber der Bahn ist, noch eine
thüringenweite Azubivertretung, die
das Mandat hat, für die Azubis mit den
Bus- und mit den anderen Verkehrsun-
ternehmen, beispielsweise der Deut-
schen Bahn, zu verhandeln“. 

Zudem gebe es nach wie vor keinen
thüringenweiten Verkehrsverbund.
„Das heißt also, wir haben eine unter-
schiedliche Aufgabenträgerstruktur,
unterschiedliche Tarifstrukturen. All
das muss bei der konzeptionellen Dis-
kussion mitbedacht werden. (…) Im Zu-
sammenspiel mit den Verkehrsunter-
nehmen, mit den Azubivertretungen,
mit Elternvertretungen, mit dem DGB
und den Arbeitgeberverbänden, die üb-
rigens sehr interessiert daran sind –
beispielsweise hat die IHK Südthürin-
gen ein Azubiticket auch schon favori-
siert –, haben wir natürlich noch eini-
ges zu tun.“ Dazu gehöre auch die Fra-
ge, wie es mit länderübergreifenden
Regelungen aussehe, so Dr. Gudrun
Lukin.                                                  

nalen Leitbildes „Zukunftsfähiges Thüringen“ und aktuelle Fragen der Flücht-
lingsunterbringung und -betreuung.                                  M. Gärtner

Die Wahl des ehemaligen Mini-
sters des Freistaates Sachsen und
Fraktionsvorsitzenden der CDU im
Sächsischen Landtag, Steffen
Flath, zum Vorsitzenden des MDR-
Rundfunkrates bezeichnete der
medienpolitische Sprecher der
Linksfraktion, André Blech-
schmidt, als „ein falsches medien-
politisches Zeichen“. Er verwies
auf die derzeit mit Blick auf das Ur-
teil des Bundesverfassungsge-
richts zum ZDF-Fernsehrat statt-
findende öffentliche Diskussion
zur Staatsferne bei der Besetzung
von Aufsichts- und Kontrollgre-
mien in den öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten. In dem Urteil
werde nicht nur eine breitere Auf-
stellung gesellschaftlich relevanter
Kräfte eingefordert, sondern
gleichzeitig deren Gewicht inner-
halb der Gremien durch Besetzung
von verantwortlichen Funktionen
als notwendige Veränderung mit
Blick auf die Vergangenheit ange-
mahnt. Die Auffassung, dass Flath
seit über einem Jahr nicht mehr
politischen und parlamentarischen
Vertretungen angehöre und somit
doch eine entsprechende Karenz-
zeit hinter sich habe, bezeichnet
André Blechschmidt als „faden-
scheinig und irreführend“.             

Falsches Zeichen

Scheinmitarbeiter 
wurde ausgeschlossen


